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A. Bekanntmachungen des Landkreises

B. Bekanntmachungen des Landrates als untere Kommunalaufsichtsbehörde

I.) Verbandssatzung des Wasser- und Abwasser­
verbandes „Scharmützelsee-Storkow/Mark“ Aufgaben der Verbandsversammlung 

Einberufung der Verbandsversammlung 
Beschlussfähigkeit, Öffentlichkeit 
Beschlussfassung 
Wahlen
Rechte und Pflichten der Mitglieder der 
Verbandsversammlung
Wahl, Stellung und Aufgaben des Verbandsvor­
standes
Wahl, Stellung und Aufgaben des Verbandsvor­
stehers
Ehrenamtliche und hauptamtliche Tätigkeit 
Bestellung und Zuständigkeit des Verbandsge­
schäftsführers
Rechts- und Verwaltungsgeschäfte 
Rechtsverhältnisse der Verbandsbediensteten 
Wirtschaftsführung
Wirtschaftsplan, Kredite, Kassenkredite
Schlichtung von Streitigkeiten
Aufnahme und Ausscheiden von Verbandsmit-
gliedem
Auflösung des Zweckverbandes und
Abwicklung
Bekanntmachungen
Inkrafttreten

§ 4
§ 5
§ 6Wegen Mängel bei der Veröffentlichung der Verbands­

satzung am 16.04.2004 im Amtsblatt für den Landkreis 
Oder-Spree Nr. 5, S. 20, 27, wird die von der 
Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasser­
zweckverbandes „Scharmützelsse-Storkow/Mark“ in 
ihrer Sitzung am 25.03.2004 beschlossene Verbandssat­
zung und deren Änderungen (1. Änderung vom 
25.10.2004, Amtsblatt vom 07.03.2005; 2. Änderung 
vom 06.12.2004, Amtsblatt vom 07.03.2005; 3.
Änderung vom 20.06.2005, Amtsblatt vom 19.09.2005 
und 4. Änderung vom 20.10.2005, Amtsblatt vom 
16.12.2005) gemäß § 27 Abs. 1 Ziff. 2 i.V.m. § 20 Abs. 
4, 6 und § 11 des Gesetzes Uber kommunale Gemein­
schaftsarbeit im Land Brandenburg in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28.05.1999 (GVB1. I Seite 194 - 
GKG -) erneut bekannt gemacht.

§ 7
§ 8
§ 9

§ 10

§ 11

§ 12
§ 13

§ 14
§ 15
§ 16
§ 17
§ 18
§ 19Beeskow, den 18.05.06

§20
Zalenga
Landrat §21

§22
Verbandssatzung

des Wasser- und Abwasserzweckverbandes 
„Scharmützelsee-Storkow/Mark“

§ 1 Allgemeines

Die Gemeinden nach § 1 Abs. 5 dieser Satzung 
bilden nach den §§ 1 und 4 ff. des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Bran­
denburg (GKG) i.V.m. der Gemeindeordnung für 
das Land Brandenburg (GO) einen Zweckver­
band.

Der Name des Zweckverbandes lautet:
Wasser- und Abwasserzweckverband „Scharmüt­
zelsee-Storkow/Mark“.

Der Zweckverband ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Er verwaltet seine Angele­
genheiten im Rahmen der Gesetze unter eigener 
Verantwortung. Er dient dem öffentlichen Wohl 
und verfolgt nicht den Zweck, Gewinne zu erzie-

(1)

Aufgrund der

- § 1 und 4 ff. des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.05.1999 (GVB1. Teil I S. 194) und des

- § 5 der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10.10.2001 (GVB1. Teil I S. 154) in der z.Zt. 
geltenden Fassung

hat die Verbandsversammlung des Wasser- und 
Abwasserzweckverbandes „Scharmützelsee - Storkow / 
Mark“ in ihrer Sitzung am 25.03.2004 folgende 
Verbandssatzung beschlossen:

(2)

(3)

len.

Der Sitz des Zweckverbandes ist 15864 Wendisch 
Rietz.

Das Verbandsgebiet umfasst das Gebiet der 
Verbandsmitglieder

(4)Inhalt:

(5)§ 1 Allgemeines
Organe
Verbandsversammlung

§ 2
§ 3
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für den Bereich Wasserversorgung

Zahl der Stimmen in der Ver­
bandsversammlung

im Landkreis Oder-Spree

Bad Saarow und 
Neu Golm

Bad Saarow mit den Ortsteilen
3

1Diensdorf-Radlow

Dahmsdorf,Reichenwalde mit den Ortsteilen
Kolpin und 
Reichenwalde 1

Rietz-Neuendorf mit den Ortsteilen Ahrensdorf, 
Alt Golm, 
Behrensdorf, 
Pfaffendorf, 
Sauen und 
Wilmersdorf 1

Alt Stahnsdorf,Storkow (Mark) mit den Ortsteilen
Bugk,
Görsdorf,
Groß Schauen,
Kummersdorf,
Philadelphia,
Rieplos,
Schwerin,
Selchow und
Storkow (Mark) 6

1Wendisch Rietz

im Landkreis Dahme-Spreewald

Blossin, 
Prieros, 
Streganz und

Heidesee mit den Ortsteilen

2Wolzig
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fiir den Bereich Abwasserbeseitigung

Zahl der Stimmen

in der Verbandsversammlung

im Landkreis Oder-Spree

mit den Ortsteilen Bad Saarow und 
Neu Golm

Bad Saarow
3

1Diensdorf-Radlow

Reichenwalde mit den Ortsteilen Dahmsdorf, 
Kolpin und 
Reichenwalde 1

Rietz-Neuendorf mit den Ortsteilen Ahrensdorf, 
Alt Golm, 
Behrensdorf, 
Glienicke, 
Herzberg, 
Pfaffendorf, 
Sauen und 
Wilmersdorf 2

1mit dem Gemeindeteil LebbinSpreenhagen

Alt Stahnsdorf, 
Görsdorf,
Groß Schauen,
Philadelphia,
Rieplos,
Schwerin,
Storkow (Mark) und 
Wochowsee

Storkow (Mark) mit den Ortsteilen

6

1mit dem Ortsteil LindenbergTauche

1Wendisch Rietz

im Landkreis Dahme-Spreewald

1PrierosHeidesee mit dem Ortsteil

Unterhaltung der zur Erfüllung der Wasserversor­
gung und Abwasserbeseitigung erforderlichen 
unter- und oberirdischen Bauwerke und der bauli­
chen und ausrüstungstechnischen Anlagen. Der 
Zweckverband kann außerdem für Dritte Aufga­
ben im Sinne der Sätze 1 bis 3 erfüllen.

Der Zweckverband hat im Gebiet seiner 
Mitgliedsgemeinden die Aufgaben

- der Wasserversorgung und
- der Abwasserbeseitigung mit Ausnahme des 

Niederschlagswassers

zu erfüllen, soweit diese ihm die jeweilige Teil­
aufgabe übertragen haben. Der Aufgabenumfang 
für jedes Verbandsmitglied ergibt sich aus § 1 
Abs. 5 dieser Satzung. Zu den Aufgaben gehören 
auch die Planung, Übernahme, Einrichtung, In­
standhaltung, Verbesserung, Erneuerung, Erweite­
rung, Betrieb, Veränderung, Beseitigung und

(6)

Die Verbandsmitglieder des Zweckverbandes sind 
verpflichtet, an denselben die zum Zeitpunkt ihres 
Beitritts in ihrem Eigentum befindlichen Anlagen 
der Wasserver- und Abwasserentsorgung nach § 1 
Abs. 5 dieser Satzung entschädigungslos zu Ei­
gentum zu übergeben.

(7)
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Soweit und solange Anlagen und Einrichtungen 
entsprechend 
17.07.1990 im Eigentum der Betriebsgesellschaft 
MWA - GmbH stehen und vor Weiterübertragung 
an den Zweckverband noch in das Vermögen der 
Verbandsmitglieder zurückgefllhrt werden müs­
sen, haben die Mitgliedsgemeinden des Verbandes 
mit ihrem Beitritt ähre Ansprüche gegen die Mär­
kische Wasserversorgung und Abwasserbehand­
lung GmbH i. L. Frankfurt (Oder), eingetragen im 
Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt (O­
der) unter HRB 43

- auf Verteilung des Vermögens der Gesell­
schaft im Zuge der Liquidation gemäß § 72 
des GmbH - Gesetzes,

- auf Übertragung der Betriebe und Anlagen der 
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung 
gemäß Artikel 21 und 22 des Einigungsvertra­
ges in Verbindung mit dem Kommunalvermö­
gensgesetz,

- auf Restitution von Vermögensgegenständen 
nach Artikel 21 und 22 des Einigungsvertra­
ges, soweit die Voraussetzungen dazu gegeben 
sind,

auf den Verband zu übertragen.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann der 
Zweckverband sich der Mitwirkung Dritter bedie­
nen, insbesondere Dienstleistungsuntemehmen für 
die Planung, Finanzierung, den Bau und Betrieb 
von Anlagen einschalten (sog. Betreibermodell).

8 3 Verbandsversammlung(8)
dem Treuhandgesetz vom

Die Verbandsversammlung setzt sich aus den 
Vertretern der Verbandsmitglieder zusammen. 
Jedes Verbandsmitglied entsendet einen Vertreter 
in die Verbandsversammlung mit unterschiedli­
chem Stimmgewicht.

(1)

Das Stimmgewicht der in die Verbandsversamm­
lung zu entsendenden Vertreter richtet sich nach 
der Einwohnerzahl der Mitglieder und zwar der­
gestalt, dass jedem Mitglied einer Gemeinde je 
angefangene 1500 Einwohner eine Stimme zu­
kommt. Sofern für ein Mitglied Rechte und 
Pflichten nur für einzelne Orts- oder Gemeinde­
teile bestehen, sind für die Ermittlung der Stim­
menzahlen die Einwohner des Orts- oder Gemein­
deteils zu berücksichtigen. Maßgeblich ist die 
vom jeweils zuständigen Einwohnermeldeamt 
bekannt gegebene Einwohnerzahl zum 31. De­
zember des Vorjahres. Danach haben die Ver­
bandsmitglieder die in § 1 Abs. 5 genannte Zahl 
der Stimmen.

(2)

In Angelegenheiten, die allein eine Teilaufgabe 
(Wasserversorgung oder Abwasserbeseitigung) 
betreffen, haben nur die Vertreter der Verbands­
mitglieder ein Stimmrecht, die diese Teilaufgabe 
auf den Zweckverband übertragen haben. Keine 
Angelegenheiten im Sinne des Satzes 1 sind die 
Aufnahme und das Ausscheiden von Verbands­
mitgliedern, selbst wenn diese nur eine Teilaufga­
be auf den Verband übertragen haben oder nur mit 
einer Teilaufgabe ausscheiden. Bei Wahlen und 
Personalangelegenheiten sowie bei Abstimmun­
gen darüber, ob eine Angelegenheit nach Satz 1 
vorliegt, hat jedes Mitglied der Verbandsver­
sammlung eine Stimme.

(3)

(9)

(10) Der Zweckverband gibt sich für die Durchführung 
seiner Aufgaben die erforderlichen Satzungen für 
das Verbandsgebiet der Wasserversorgung/der 
Abwasserbeseitigung nach § 1 Abs. 5 dieser Sat­
zung.

(11) Die Verbandsmitglieder haben den Zweckverband 
über alle Vorhaben und Maßnahmen in ihrem 
Gebiet, die die Aufgaben des Zweckverbandes 
berühren, zu unterrichten, ihm jederzeit Auskunft 
zu erteilen sowie Akten und sonstige Unterlagen 
zur Einsicht zur Verfügung zu stellen. Vorkaufs­
rechte, Satzungsrechte und sonstige Rechte der 
Mitgliedergemeinden, die nicht Kraft Gesetzes 
oder aufgrund dieser Satzung auf den Zweckver­
band übergegangen sind, werden die Mitglieder 
zugunsten des Zweckverbandes ausüben, falls und 
soweit dies zur Erfüllung der Verbandsaufgaben 
erforderlich ist.

Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte 
den Vertreter einer Gemeinde zum Vorsitzenden; 
in gleicher Weise wählt sie einen Stellvertreter des 
Vorsitzenden.

(4)

8 4 Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung überwacht die Angelegenhei­
ten des Zweckverbandes und hat insbesondere folgende 
Angelegenheiten zu beschließen, die von ihr nicht 
übertragen werden können:

1. die Entscheidung über die Errichtung und die 
wesentliche Erweiterung der den Verbandsaufgaben 
dienenden Einrichtungen,

2. die Beschlussfassung Uber den Erlass, die Änderung 
oder Aufhebung von Satzungen,

3. die Festsetzung öffentlich-rechtlicher Abgaben,
4. die Beschlussfassung Uber den Wirtschaftsplan 

einschließlich des Finanzplanes und die Aufnahme 
von Krediten,

8 2 Organe

Organe des Zweckverbandes sind:

a) die Verbandsversammlung,
b) der Verbandsvorstand und
c) der Verbandsvorsteher.
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einzelner den Ausschluss der Öffentlichkeit erfor­
dern. Die Verbandsversammlung entscheidet 
durch Beschluss.

5. die Feststellung des Jahresabschlusses und die 
Entlastung,

6. die Wahl und Abwahl des Verbandsvorstehers und 
seines Vertreters,

7. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung 
und die Aufhebung der Geschäftsordnung für die 
Verbandsversammlung,

8. die Beschlussfassung über die Auflösung des 
Zweckverbandes und die Bestellung von Abwick­
lern,

9. die Beschlussfassung über die Auseinandersetzungs­
vereinbarung im Fall des Ausscheidens von Ver­
bandsmitgliedern oder der Auflösung des Zweckver­
bandes,

10. Auftragsvergabe sowie sonstige Verträge und 
Verpflichtungen, die nicht der Entscheidung des 
Verbandsvorstandes gemäß § 10 Abs. 11 lit. a dieser 
Satzung unterliegen

11. die ihr gesetzlich ausdrücklich zugewiesenen 
Aufgaben

12. Wahl des Vorsitzenden der Verbandsversammlung 
und seines Stellvertreters

13. Bestimmung der Mitglieder des Verbandsvorstandes 
und ihrer Stellvertreter.

Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen 
der Verbandsversammlung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. Sie ist vom Verbandsvorsteher und 
dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung zu 
unterzeichnen. Die Verbandsversammlung soll in 
der nächsten Sitzung über Einwendungen gegen 
die Niederschrift entscheiden.

(4)

$ 7 Beschlussfassung

Beschlüsse werden, soweit durch Gesetz oder 
diese Satzung nichts anderes bestimmt ist, mit der 
Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden anwe­
senden Stimmen gefasst.

(1)

Beschlüsse zur Änderung der Aufgaben des 
Zweckverbandes nach § 1 Abs. 6 der Satzung 
bedürfen einer einstimmigen Beschlussfassung, 
wobei mindestens zwei Drittel der Gesamtstim­
menzahl des Zweckverbandes vorhanden sein 
müssen. Der Beitritt und das Ausscheiden von 
Verbandsmitgliedern, die Auflösung des Zweck­
verbandes sowie Änderungen des Maßstabes, 
nach dem die Verbandsmitglieder zur Deckung 
des Finanzbedarfs beizutragen haben, bedürfen 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmä­
ßigen Stimmenzahl. Sonstige Änderungen der 
Verbandssatzung bedürfen der einfachen Mehrheit 
der satzungsmäßigen Stimmenzahl.

(2)

g 5 Einberufung der Verbandsversammlung

Der Vorsitzende der Verbandsversammlung beruft die 
Verbandsversammlung mindestens zweimal im Jahr ein. 
Sie muss außerdem einberufen werden, wenn ein Fünftel 
der satzungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsver­
sammlung dies unter Angabe der Beratungsgegenstände 
beantragt. Die Ladungsfrist beträgt mindestens 10 Tage. 
Dabei werden Absendetag und Sitzungstag nicht 
berücksichtigt. In dringenden Fällen beträgt die 
Ladungsfrist drei Tage. Die Einladung wegen Vorliegens 
einer Dringlichkeit bedarf der Bestätigung durch die 
Verbandsversammlung. Der Vorsitzende setzt die 
Tagesordnung im Benehmen mit dem Verbandsvorsteher 
fest.

g 8 Wahlen

Gewählt wird durch Stimmzettel in geheimer Wahl. 
Abweichungen können vor der jeweiligen Wahl 
einstimmig beschlossen werden. Gewählt ist, wer mehr 
als die Hälfte der satzungsmäßigen Stimmenzahl erhält. 
Erreicht niemand mehr als die Hälfte der satzungsmäßi­
gen Stimmenzahl, findet zwischen den Personen mit den 
beiden höchsten Stimmenzahlen eine Stichwahl statt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der 
Vorsitzende der Verbandsversammlung zieht.

g 6 Beschlussfähigkeit. Öffentlichkeit

Die Verbandsversammlung ist nur beschlussfähig, 
wenn mindestens die Hälfte der satzungsmäßigen 
Stimmenzahl durch die anwesenden Vertreter der 
Verbandsmitglieder eingebracht wird.

(1)

g 9 Rechte und Pflichten der Mitglieder der Ver­
bandsversammlung

Wird die Verbandsversammlung wegen 
BeschlussunfMhigkeit innerhalb von vier Wochen 
zum zweiten Mal ordnungsgemäß zur Verhand­
lung über denselben Gegenstand einberufen, ist 
sie ohne Rücksicht auf die in der Sitzung vertrete­
ne Stimmenzahl beschlussfähig; auf diese Folge 
ist in der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuwei-

(2)
Für die Annahme der Wahl, ihre Ablehnung, Rechte und 
Pflichten, Verschwiegenheits- und Treuepflicht sowie 
Ausschließungsgründe gelten die Vorschriften der 
Gemeindeordnung entsprechend.

g 10 Wahl. Stellung und Aufgaben des Verbandsvor­
standessen.

Der Verbandsvorstand besteht aus:0)Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind 
öffentlich, soweit nicht überwiegende Belange des 
öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen

(3)

a) dem Verbandsvorsteher und
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(11) Der Verbandsvorstand bereitet die Beschlüsse der 
Verbandsversammlung vor, indem er für die Ver­
bandsversammlung eine Beschlussempfehlung 
abgibt. Darüber hinaus entscheidet der Verbands­
vorstand über:

b) zwei von der Verbandsversammlung gewähl­
ten Vertretern der Verbandsmitglieder.

An den Sitzungen des Verbandsvorstandes nimmt 
der Verbandsgeschäftsführer mit beratender 
Stimme teil.

a) Auftragsvergabe sowie sonstige Verträge und 
Verpflichtungen, die nicht der Entscheidung 
des Verbandsvorstehers nach § 11 Abs. 6 un­
terliegen und die die Summe von 250.000 € 
netto nicht überschreiten. Bei über diesem Be­
trag liegenden Rechtsgeschäften ist die Ver­
bandsversammlung zuständig.

b) einzelne Angelegenheiten, die durch Be­
schluss der Verbandsversammlung auf den 
Verbandsvorstand übertragen werden.

c) Widersprüche gegen Umlagebescheide.

(2) In ihrer ersten Sitzung zu Beginn einer jeden 
Kommunalwahlperiode soll die Verbandsver­
sammlung aus ihrer Mitte die Mitglieder des Ver­
bandsvorstandes bestimmen.

(3) Für jedes Vorstandsmitglied nach Abs. lb ist ein 
Stellvertreter zu wählen.

(4) Nach Ablauf der Kommunalwahlperiode bleibt 
der Verbandsvorstand bis zur Bildung des neuen 
Verbandsvorstandes im Amt.

(12) Der Verbandsvorstand hat der Verbandsversamm­
lung Uber die Beschlüsse alsbald zu berichten.(5) Den Vorsitz im Verbandsvorstand fuhrt der 

Verbandsvorsteher.
S 11 Wahl. Stellung und Aufgaben des Verbandsvor­
stehers(6) Der Verbandsvorsteher lädt zu den Sitzungen des 

Verbandsvorstandes nach Bedarf schriftlich unter 
Mitteilung der Tagesordnung ein. Er hat ihn ein­
zuberufen, wenn mindestens zwei Mitglieder 
(Abs. lb) oder die Verbandsversammlung es unter 
Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt. Die 
Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. Für einzelne 
dringliche Fälle kann die Ladungsfrist auf einen 
Tag abgekürzt werden; auf die Abkürzung ist in 
der Ladung hinzuweisen. Dabei werden Absende­
tag und Sitzungstag nicht berücksichtigt.

Die Verbandsversammlung wählt einen 
Verbandsvorsteher sowie seinen Stellvertreter aus 
dem Kreis der gesetzlichen Vertreter der ver­
bandsangehörigen Gemeinden.

(1)

Scheidet der Verbandsvorsteher aus, so übt sein 
Stellvertreter die Geschäfte bis zur Neuwahl des 
Verbandsvorstehers aus.

(2)

Der Verbandsvorsteher fuhrt die laufenden 
Geschäfte sowie nach Maßgabe der Gesetze, die­
ser Verbandssatzung und der Beschlüsse der Ver­
bandsversammlung die übrige Verwaltung des 
Zweckverbandes. Er vertritt den Zweckverband 
gerichtlich und außergerichtlich.

(3)
(7) Die Sitzungen des Verbandsvorstandes sind 

öffentlich.

(8) Der Verbandsvorstand ist beschlussfähig, wenn 
nach ordnungsgemäßer Einberufung die Mehrheit 
seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 
Wird der Vorstand wegen Beschlussunfähigkeit 
zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben 
Gegenstand einberufen, so ist er ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig, 
wenn in der zweiten Ladung hierauf hingewiesen 
wird.

Der Verbandsvorsteher hat Beschlüsse der 
Verbandsversammlung zu beanstanden, wenn er 
der Auffassung ist, dass sie rechtswidrig sind. Die 
Beanstandung muss unverzüglich, spätestens 
jedoch innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
nach Beschlussfassung gegenüber der Verbands­
versammlung ausgesprochen werden. Die Bean­
standung hat aufschiebende Wirkung. Gleichzeitig 
ist unter schriftlicher Angabe der Beanstandungs­
gründe eine Sitzung einzuberufen, in der erneut 
über die Angelegenheit zu beschließen ist; diese 
Sitzung hat spätestens vier Wochen nach der Sit­
zung, in der der beanstandete Beschluss gefasst 
worden ist, stattzufinden. Ist nach der Auffassung 
des Verbandsvorstehers auch der neue Beschluss 
rechtswidrig, muss er ihn erneut beanstanden und 
unverzüglich die Entscheidung der Kommunalauf­
sichtsbehörde herbeiführen.

(4)

(9) Jedes Mitglied des Verbandsvorstandes hat eine 
Stimme. Die Beschlüsse des Vorstandes werden 
mit einfacher Mehrheit der anwesenden Vor­
standsmitglieder gefasst.

(10) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen 
ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese ist vom 
Verbandsvorsteher, einem Vorstandsmitglied und 
dem vom Verbandsvorsteher zu bestimmenden 
Schriftführer zu unterzeichnen. Der Verbandsvor­
stand soll in der nächsten Sitzung über Einwen­
dungen gegen die Niederschrift entscheiden.

Die Verbandsversammlung ist Dienstvorgesetzter(5)



13.Jahrgang Nr. 5Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree vom 26. Mai 2006Seite-8-

bengruppen auf den Verbandsgeschäftsführer 
übertragen.

des Verbandsvorstehers. Der Verbandsvorsteher 
ist Dienstvorgesetzter der Dienstkräfte des 
Zweckverbandes.

Erklärungen, durch die der Zweckverband 
verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 
Sie sind von dem Verbandsvorsteher oder seinem 
Vertreter und dem Vorsitzenden der Verbandsver­
sammlung oder seinem Vertreter oder einem von 
der Verbandsversammlung zu bestimmenden 
Beschäftigten des Zweckverbandes oder Mitglied 
der Verbandsversammlung zu unterzeichnen. Bei 
den Geschäften der laufenden Verwaltung unter­
zeichnet der Verbandsvorsteher allein.

(2)
Der Verbandsvorsteher entscheidet im Rahmen 
des Wirtschaftsplanes über Auftragsvergabe sowie 
sonstige Verträge und Verpflichtungen mit einem 
Wert des Gegenstandes bis 10.000,00 € netto.

(6)

§ 12 Ehrenamtliche und hauptamtliche Tätigkeit

Die Vertreter der Verbandsmitglieder, der Verbandsvor­
steher, die Mitglieder des Verbandsvorstandes, der 
Vorsitzende der Verbandsversammlung und ihre 
Stellvertreter üben ihr Amt ehrenamtlich aus. Sie haben 
Anspruch auf ein Sitzungsgeld, der ehrenamtliche 
Verbandsvorsteher erhält eine Aufwandsentschädigung. 
Verdienstausfall zählt nicht zu den Auslagen, die durch 
die Gewährung von Aufwandsentschädigung oder 
Sitzungsgeld abgegolten sind. Das nähere regelt die 
Entschädigungssatzung des Zweckverbandes in der 
jeweils geltenden Fassung.

Wird für ein Geschäft oder einen Kreis von 
Geschäften ein Bevollmächtigter bestellt, so gel­
ten für die Bevollmächtigung die Vorschriften für 
Verpflichtungserklärungen entsprechend.

(3)

In Angelegenheiten, die den Verbandsvorsteher 
persönlich betreffen, übernimmt der Stellvertre­
ter des Verbandsvorstehers die Geschäfte.

(4)

$ 15 Rechtsverhältnisse der Verbandsbediensteten$ 13 Bestellung und Zuständigkeit des Verbandsge­
schäftsführers

Der Zweckverband kann Angestellte und Arbeiter 
beschäftigen.

0)
Der Verbandsgeschäftsführer wird auf Vorschlag 
des Verbandsvorstandes durch die Verbandsver­
sammlung bestellt; er ist hauptamtlich tätig.

(1)

Die Bediensteten des Verbandes müssen die für 
die Erfüllung ihrer Aufgabe nötige Eignung besit­
zen.

(2)

Der Verbandsgeschäftsführer muss die für seine 
Aufgabe erforderliche Eignung, Befähigung und 
Sachkunde besitzen.

(2)

Im Falle der Auflösung oder Änderung der 
Verbandsaufgabe wird sich der Verband um die 
Übernahme der Bediensteten des Verbandes be­
mühen. Ist dies nicht möglich, hat die Verbands­
versammlung vor Auflösung bzw. Änderung der 
Verbandsaufgabe die Übernahme oder sonstige 
Abwicklung der Dienst- und Versorgungsverhält­
nisse gemäß § 17 Abs. 2 Satz 3 GKG durch Be­
schluss zu gewährleisten.

(3)

Ist die Stelle des Verbandsgeschäftsführers 
unbesetzt, so nimmt der Verbandsvorsteher die 
Geschäfte des Verbandsgeschäftsführers wahr.

(3)

Der Verbandsgeschäftsführer hat(4)

a) den Verbandsvorsteher bei der Vorbereitung 
und Durchführung der Beschlüsse der Ver­
bandsversammlung zu unterstützen,

b) die ihm vom Verbandsvorsteher übertragenen 
Aufgaben zu erfüllen und

c) die Geschäfte der laufenden Verwaltung ent­
sprechend der Dienstanweisung zu führen.

S 16 Wirtschaftsführung

Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungs­
wesen des Zweckverbandes finden die Vorschrif­
ten der Eigenbetriebsverordnung des Landes 
Brandenburg (EigV) in der jeweils geltenden 
Fassung sinngemäß Anwendung.

(1)

Der Verbandsgeschäftsführer leitet und 
beaufsichtigt den Geschäftsgang der Verwaltung 
des Zweckverbandes nach Maßgabe der Dienst­
anweisung.

(5)

Der Zweckverband hat seine Finanzwirtschaft so 
zu planen und zu führen, dass unter Wahrung der 
gemeinwirtschaftlichen Grundsätze die stetige 
Erfüllung seiner Aufgaben gesichert ist.

(2)

S 14 Rechts- und Verwaltungsgeschäfte

Der Zweckverband erhebt für seine Leistungen 
Beiträge und Gebühren in entsprechender Anwen­
dung der Vorschriften des Kommunalabgabenge­
setzes für das Land Brandenburg.

Nach außen vertritt der Verbandsvorsteher den 
Zweckverband in Rechts- und Verwaltungsge­
schäften sowie in gerichtlichen Verfahren. Er 
kann seine Zuständigkeit für bestimmte Aufga-

(1) (3)
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über Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Ver­
bandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde zur 
Schlichtung anzurufen.

Kredite darf der Zweckverband nur aufnehmen, 
wenn eine andere Finanzierung nicht möglich ist 
oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. Kredite 
dürfen nur im Vermögensplan, der Bestandteil des 
Wirtschaftsplanes ist, und nur für Investitionen, 
Investitionsforderungsmaßnahmen und zur Um­
schuldung aufgenommen werden.

(4)

Durch Beschluss der Verbandsversammlung kann 
eine Schiedsvereinbarung zwischen den Beteilig­
ten abgeschlossen werden.

(2)

$ 19 Aufnahme und Ausscheiden von Verbandsmit-Soweit die Einnahmen des Zweckverbandes zur 
Deckung des Finanzbedarfs nicht ausreichen, wird 
von den Verbandsmitgliedem eine Umlage erho­
ben. Für die Berechnung der Umlage wird die 
Einwohnerzahl des einzelnen Verbandsmitglieds 
zur Zahl der Einwohner aller Verbandsmitglieder 
ins Verhältnis gesetzt. Sofern eine Gemeinde nur 
mit einzelnen Orts- oder Gemeindeteilen Ver­
bandsmitglied ist, sind die Einwohner des Orts­
oder Gemeindeteils zu berücksichtigen. Maßgeb­
lich ist die vom jeweils zuständigen Einwohner­
meldeamt bekannt gegebene Einwohnerzahl zum 
31. Dezember des Vorjahres. Die Ermittlung der 
Umlage erfolgt getrennt nach den Betriebszwei­
gen Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung. 
Der Widerspruch gegen den Umlagebescheid hat 
keine aufschiebende Wirkung. Über den Wider­
spruch entscheidet der Verbandsvorstand. Die 
erhobene Umlage wird einen Monat nach Be­
kanntgabe des Bescheides fällig.

(5)
gliedern

Der Zweckverband kann durch die Aufnahme 
neuer Verbandsmitglieder erweitert werden. Das 
beigetretene Verbandsmitglied ist verpflichtet, 
alle Anlagen, Einrichtungen und Beteiligungen 
auf den Zweckverband entschädigungslos zu Ei­
gentum für den Aufgabenbereich nach § 1 zu 
übertragen, der durch die Beitrittserklärung auf 
den Zweckverband übergegangen ist. Der Zweck­
verband soll als Rechtsnachfolger in alle Verträge 
eintreten, die das beigetretene Verbandsmitglied 
mit Dritten geschlossen hat, soweit der Vertrags­
inhalt von der Satzung des Verbandes umfasst 
wird und dem Zweck der Solidargemeinschaft des 
Verbandes dienlich ist. Ist der Beitritt zum 
Zweckverband rechtsverbindlich bewirkt, so ist 
das Mitglied verpflichtet, auch die dinglichen 
Nutzungsrechte an Grundstücken auf den Zweck­
verband für den übertragenen Aufgabenbereich zu 
übertragen.

0)

S 17 Wirtschaftsplan. Kredite, Kassenkredite

Der Austritt muss unter Vorlage eines 
entsprechenden Beschlusses gegenüber dem Ver­
bandsvorsteher schriftlich erklärt werden. Die 
Erklärung des Ausscheidens muss dem Zweckver­
band mindestens 12 Monate vor dem beabsichtig­
ten Ausscheidetermin zugegangen sein. Soweit 
notwendig, schließen der Verband und das aus­
scheidende Verbandsmitglied eine finanzielle 
Auseinandersetzungsvereinbarung.

Der Zweckverband hat für jedes Wirtschaftsjahr 
(Haushaltsjahr) einen Wirtschaftsplan aufzustel-

(2)(1)

len.

Der Wirtschaftsplan tritt mit Beginn des 
Wirtschaftsjahres in Kraft und gilt für das Wirt­
schaftsjahr.

(2)

Der Wirtschaftsplan ist Grundlage für die 
Finanzwirtschaft des Zweckverbandes; er muss 
alle voraussichtlichen Erträge und Aufwendungen 
des Wirtschaftsjahres enthalten.

(3)

§ 20 Auflösung des Zweckverbandes und Abwicklung

Abwickler ist der Verbandsvorsteher, soweit nicht 
im Auflösungsvertrag zur Beendigung der Zu­
sammenarbeit die Bestellung eines anderen Ab­
wicklers vorgesehen ist. Hinsichtlich der Aufga­
ben und Pflichten des Abwicklers und seiner Be­
fugnis, den Zweckverband zu vertreten, finden die 
Vorschriften des § 20 b Abs. 3 und 4 GKG An­
wendung.

(1)
Wirtschaftsjahr des Zweckverbandes ist das 
Kalenderjahr.

(4)

Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, 
dem Vermögensplan und der Stellenübersicht; für 
ihn und seine Teile gelten die Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung (EigV) des Landes 
Brandenburg in der jeweils geltenden Fassung.

(5)

Das nach Berichtigung der Schulden verbleibende 
Vermögen wird unter den Verbandsmitgliedem 
wie folgt verteilt:
Das dem Zweckverband übergebene Anlagever­
mögen gemäß § 1 Abs. 7 dieser Satzung wird zum 
Restbuchwert dem jeweiligen Verbandsmitglied 
zurückgegeben. Der noch verbleibende Teil des 
Vermögens wird unter den Verbandsmitgliedem

(2)
$ 18 Schlichtung von Streitigkeiten

Bei Streitigkeiten Uber Rechte und Verbindlich­
keiten der Beteiligten aus öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarungen sowie bei Streitigkeiten zwischen 
dem Zweckverband und seinen Verbandsmitglie­
dem oder der Verbandsmitglieder untereinander

(0
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nach dem Verhältnis der Beteiligungsquote gemäß 
§ 16 Abs. 5 verteilt.

Bekanntmachungsanordnung
§ 21 Bekanntmachungen

Die vorstehende Verbandssatzung des Wasser- und 
Abwasserzweckverbandes 
Storkow/Mark“ wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 5 Abs. 4 der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn

eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 
der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
dem Wasser- und Abwasserzweckverband 
„Scharmützelsee-Storkow/Mark“ vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

„Scharmützelsee-(1) Bekanntmachungen erfolgen 
Verbandsvorsteher.

durch den

Satzungen und sonstige Rechtsvorschriften des 
Zweckverbandes werden im Amtsblatt für den 
Landkreis Oder-Spree und im Amtsblatt für den 
Landkreis Dahme-Spreewald bekannt gegeben.

(2)

Einladungen zu Sitzungen des Verbandsvorstan­
des, der Verbandsversammlung und sonstige Ver­
öffentlichungen erscheinen:

in den Regionalausgaben der Märkischen 
Oderzeitung:
Oder-Spree-Journal und 
Spree-Journal und

(3) a)
b)

c)

im
KaWe Kurier mit amtlichen Nachrichten für 
den Landkreis Dahme-Spreewald.

In den Einladungen sind die Zeit, der Ort und die 
Tagesordnung anzugeben. Die Bekanntmachung 
der Einladung erfolgt zehn Tage vor der Ver­
bandsversammlung und ebenfalls zehn Tage vor 
der Vorstandssitzung.

Wendisch Rietz, den 30.03.2004
Siegel

Carsten Krappmann 
Verbandsvorsteher

(4) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen 
Bestandteile einer Satzung, so kann die öffentli­
che Bekanntmachung dieser Teile nach Absatz 1 
dadurch ersetzt werden, dass sie im Verwal­
tungsgebäude des Zweckverbandes, Strandstr. 7 
in 15864 Wendisch Rietz, zu jedermanns Ein­
sicht während der Dienststunden ausgelegt wer­
den (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbe­
kanntmachung ist nur zulässig, wenn der Inhalt 
dieser Teile zugleich in der Satzung in groben 
Zügen umschrieben wird. Sie wird vom Ver­
bandsvorsteher angeordnet. Die Anordnung 
muss genaue Angaben über Ort und Dauer der 
Auslegung enthalten und zusammen mit der Sat­
zung veröffentlicht werden. Die Dauer der Aus­
legung beträgt zwei Wochen. Beginn und Ende 
der Auslegung sind aktenkundig zu machen.

Satzung
zur 1. Änderung der Verbandssatzung

des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Scharmüt­
zelsee - Storkow/Mark“ 

vom 25.03.2004

Auf Grundlage der §§ 1 und 4 ff. des Gesetzes Uber 
kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg 
(GKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 
1999 (GVB1.1 S. 194) und der §§ 5, 35 Abs. 2 Nr. 10 der 
Gemeindeordnung (GO) für das Land Brandenburg in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 
(GVB1. I S. 154), zuletzt geändert durch Art. 5 des 
Gesetzes zur Änderung des Landesbeamtengesetzes und 
anderer dienstrechtlicher Vorschriften vom 22. März 
2004 (GVB1. I S. 59) hat die Verbandsversammlung des 
Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Scharmützelsee­
Storkow/Mark“ in ihrer Sitzung vom 25.10.2004 
folgende Änderungssatzung zur Verbandssatzung vom 
25.03.2004 (Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree Nr. 
5 vom 16.04.2004, S. 20 ff und Amtsblatt für den 
Landkreis Dahme-Spreewald Nr. 24 vom 12.08.2004, S. 
19 ff beschlossen:

S 22 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Wendisch Rietz, den 30.03.2004
Siegel

Carsten Krappmann 
Verbandsvorsteher
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Artikel 1 - Änderung von § 19 Verbandssatzung

2. Änderungssatzung
zur Verbandssatzung des Wasser- und Abwasser­

zweckverbandes
„Scharmützelsee - Storkow/Mark“

1. In § 19 Abs. 1 der Verbandssatzung wird ein neuer 
Satz 2 eingefugt mit dem Wortlaut:

„Die Aufnahme eines neuen Verbandsmitgliedes 
kann nur für beide Aufgabenbereiche, also nur bei 
Übertragung der Aufgaben der Wasserversorgung 
und der Abwasserbeseitigung auf den Zweckver­
band, einheitlich erfolgen.“

Aufgrund der §§ 1, 4, 6, 7 und 20 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit im Land Brandenburg 
(GKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 
1999 (GVBl. I S. 194) und des §§ 5 und 35 Abs. 2 Nr. 10 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 
2001 (GVBI. 1 S. 154) zuletzt geändert durch Art. 5 des 
Gesetzes zur Änderung des Landesbeamtengesetzes und 
anderer dienstrechtlicher Vorschriften vom 22. März 
2004 (GVBl. I S. 59) und § 4 Nr. 2 der Verbandssatzung 
des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Scharmüt­
zelsee
Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasser­
zweckverbandes „Scharmützelsee-Storkow/Mark“ in 
ihrer Sitzung am 06.12.2004 folgende Änderungssatzung 
beschlossen:

2. Die bisherigen § 19 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 der 
Verbandssatzung werden neu zu § 19 Abs. 1 Sätze 3 
bis 5.

Artikel 2 - Inkrafttreten

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung in den Amtsblättern für die 
Landkreise Oder-Spree und Dahme-Spreewald in Kraft.

Storkow/Mark“ vom 25.03.2004, hat die

Wendisch Rietz, 26.10.2004

(Dienstsiegel)Carsten Krappmann 
Verbandsvorsteher

Artikel 1
Änderung der Verbandssatzung

1. In § 1 Abs. 7 wird folgender Satz 2 angefügt:
Bekanntmachungsanordnung

„Grundstücke, die dem Zweckverband zur Aufgabener­
füllung von den Gemeinden oder Dritten unentgeltlich 
übertragen wurden, sind auch an dieselben unentgeltlich 
zurück zu übertragen, sofern der Zweckverband diese 
Grundstücke nicht mehr zu seiner Aufgabenerfüllung 
benötigt.“

Die vorstehende Satzung zur 1. Änderung der 
Verbandssatzung vom 25.03.2004 des Wasser- und 
Abwasserzweckverbandes 
Storkow/Mark“ wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 5 Abs. 4 der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn

eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 
der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
dem Wasser- und Abwasserzweckverband 
„Scharmützelsee-Storkow/Mark“ vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

„Scharmützelsee-

2. § 21 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:

(2) Aufgrund des § 8 Abs. 1 GKG in der derzeit gültigen 
Fassung i. V. m. der Verordnung über die öffentliche 
Bekanntmachung von Satzungen und sonstigen 
ortsrechtlichen Vorschriften in den Gemeinden, Ämtern

a)
b)

und Landkreisen (Bekanntmachungsverordnung - 
BekanntmV -) vom 1. Dezember 2000 (GVBl. II S. 435) 
gibt sich der Zweckverband ein eigenes amtliches 
Bekanntmachungsblatt. Das Bekanntmachungsblatt trägt 
die Bezeichnung „Amtsblatt für den Wasser- und 
Abwasserzweckverbandes

c)

„Scharmützelsee
Storkow/Mark“.

3. In § 21 werden wie folgt neu eingefügt Absätze 3 
und 4:

Wendisch Rietz, 26.10.2004

(3) Die Bekanntmachung der Verbandssatzung des 
Zweckverbandes erfolgt im Amtsblatt für den Landkreis 
Oder - Spree und im Amtsblatt für den Landkreis Dahme 
- Spreewald. Auf die Bekanntmachung und die 
rechtsaufsichtsbehördliche Genehmigung ist unter 
Angabe der genehmigenden Behörde und des Datums der 
Genehmigung im Amtsblatt für den Wasser- und

(Dienstsiegel)Carsten Krappmann 
Verbandsvorsteher
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Abwasserzweckverband „Scharmützelsee - Storkow / 
Mark“ hinzuweisen.

3. Änderungssatzung
zur Verbandssatzung des Wasser- und Abwasser­

zweckverbandes
„Scharmützelsee - Storkow/Mark“

(4) Die übrigen Satzungen und andere Rechtsvorschriften 
des Zweckverbandes werden im Amtsblatt für den 
Wasser- und Abwasserzweckverband „Scharmützelsee - 
Storkow/Mark“ bekanntgemacht.

Aufgrund der §§ 1, 4, 6, 7 und 20 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit im Land Brandenburg 
(GKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 
1999 (GVB1.1 S. 194) und des §§ 5 und 35 Abs. 2 Nr. 10 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 
2001 (GVBI. 1 S. 154) zuletzt geändert durch Art. 5 des 
Gesetzes zur Änderung des Landesbeamtengesetzes und 
anderer dienstrechtlicher Vorschriften vom 22. März 
2004 (GVBI. I S. 59) und § 4 Nr. 2 der Verbandssatzung 
des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Scharmüt­
zelsee
Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasser­
zweckverbandes „Scharmützelsee-Storkow/Mark“ in 
ihrer Sitzung am 20.06.2005 folgende Änderungssatzung 
beschlossen:

4. Änderung des bisherigen Absatzes 3 
Der bisherige Absatz 3 wird neu Absatz 5.

5. Änderung des bisherigen Absatzes 4: 
Der bisherige Absatz 4 wird neu Absatz 6.

Artikel 2
In-Kraft-Treten

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Rechtsaufsichtsbehörde in Kraft.

Storkow/Mark“ vom 25.03.2004, hat die

Wendisch Rietz, den 08.12.2004

Artikel 1
Änderung der Verbandssatzung

(Dienstsiegel)Carsten Krappmann 
Verbandsvorsteher

1. § 10 Abs. 11 wird wie folgt neu gefasst:
Bekanntmachungsanordnung

(11) Der Verbandsvorstand entscheidet über
a) Auftragsvergabe sowie sonstige Verträge 

und Verpflichtungen, die nicht der Entschei­
dung des Verbandsvorstehers nach § 11 Abs. 
6 unterliegen und die die Summe von 
250.000 € netto nicht überschreiten. Bei über 
diesem Betrag liegenden Rechtsgeschäften 
ist die Verbandsversammlung zuständig.

b) einzelne Angelegenheiten, die durch 
Beschluss der Verbandsversammlung auf 
den Verbandsvorstand übertragen wurden.

c) Widersprüche gegen Umlagebescheide.

Die vorstehende Satzung zur 2. Änderung der 
Verbandssatzung vom 25.03.2004 des Wasser- und

„Scharmützelsee­
Storkow/Mark“ wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 5 Abs. 4 der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn eine vorgeschriebene 
Genehmigung fehlt, diese Satzung ist nicht ordnungsge­
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, der Form- und 
Verfahrensmangel ist gegenüber dem Wasser- und

„Scharmützelsee­
Storkow/Mark“ vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

Abwasserzweckverbandes

2. In § 11 wird wie folgt neu eingefügt Absatz 7:
Abwasserzweckverband

(7) Der Verbandsvorsteher bereitet gemeinsam mit der 
Geschäftsführung die Beschlüsse der Verbandsversamm­
lung vor.

Artikel 2
In - Kraft -Treten

Wendisch Rietz, 08.12.2004

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Rechtsaufsichtsbehörde in Kraft.

(Dienstsiegel)Carsten Krappmann 
Verbandsvorsteher

Wendisch Rietz, den 27.06.2005

(Dienstsiegel)C. Krappmann 
Verbandsvorsteher
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Artikel 1
Änderung der Verbandssatzung

1. Der § 1 Abs. 5 wird für den Bereich Abwasserbesei­
tigung bezüglich der Stadt Storkow um den Ortsteil 
Selchow ergänzt.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung zur 3. Änderung der 
Verbandssatzung vom 25.03.2004 des Wasser- und

„Scharmützelsee­
Storkow/Mark“ wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 5 Abs. 4 der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn eine vorgeschriebene 
Genehmigung fehlt, diese Satzung ist nicht ordnungsge­
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, der Form- und 
Verfahrensmangel ist gegenüber dem Wasser- und 
Abwasserzweckverband „Scharmützelsee-Storkow / 
Mark“ vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor­
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt,

Abwasserzweckverbandes

Artikel 2
In - Kraft -Treten

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2006 in Kraft. 

Wendisch Rietz, den 27.10.2005

(Dienstsiegel)C. Krappmann 
Verbandsvorsteher

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Satzung zur 4. Änderung der 
Verbandssatzung vom 25.03.2004 des Wasser- und 
Abwasserzweckverbandes 
Storkow/Mark“ wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 5 Abs. 4 der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn eine vorgeschriebene 
Genehmigung fehlt, diese Satzung ist nicht ordnungsge­
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, der Form- und 
Verfahrensmangel ist gegenüber dem Wasser- und

„Scharmützelsee­
Storkow/Mark“ vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

„Scharmützelsee-Wendisch Rietz, den 27.06.2005

(Dienstsiegel)C. Krappmann 
Verbandsvorsteher

4. Änderungssatzung
zur Verbandssatzung des Wasser- und Abwasser­

zweckverbandes
„Scharmützelsee - Storkow/Mark“

Aufgrund der §§ 1, 4, 6, 7 und 20 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit im Land Brandenburg 
(GKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 
1999 (GVB1.1 S. 194) und des §§ 5 und 35 Abs. 2 Nr. 10 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 
2001 (GVBI. 1 S. 154) zuletzt geändert durch Art. 5 des 
Gesetzes zur Änderung des Landesbeamtengesetzes und 
anderer dienstrechtlicher Vorschriften vom 22. März 
2004 (GVBI. I S. 59) und § 4 Nr. 2 der Verbandssatzung 
des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Scharmüt­
zelsee
Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasser­
zweckverbandes „Scharmützelsee-Storkow/Mark“ in 
ihrer Sitzung am 20.10.2005 folgende Änderungssatzung 
beschlossen:

Abwasserzweckverband

Wendisch Rietz, den 27.10.2005

(Dienstsiegel)C. Krappmann 
Verbandsvorsteher

Storkow/Mark“ vom 25.03.2004, hat die
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C) Bekanntmachungen anderer Stellen

I.) Bekanntmachung der Neufassung der
Verbandssatzung des Gubener Wasser* und 

_____ Abwasserzweckverbandes (GWAZ)__________
I. Allgemeine Vorschriften

§1
Name, Rechtsstellung, SitzGubener Wasser- und Abwasserzweckverband

Der Verband fuhrt den Namen „Gubener Wasser- 
und Abwasserzweckverband“ (GWAZ).

(1)Verbandssatzung
des Gubener Wasser- und Abwasserzweckverbandes

Der Zweckverband ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Er ist ein Zweckverband nach 
dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
im Land Brandenburg in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 28. Mai 1999 (GVB1. I. S. 
194)

(2)Präambel

Auf der Grundlage

- der §§ 1 und 4 ff des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) 
in seiner jeweils gültigen Fassung, zuletzt in der 
Neufassung vom 28.05.99 (GVB1.1 S. 194),

- der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. 
Oktober 2001 (GVB1. I S.154), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2005 
(GVB1. I Nr. 15, S.210)

Der Zweckverband hat seinen Sitz in Guben, Land 
Brandenburg.

(3)

§2
Verbandsmitglieder

Mitglieder des Zweckverbandes sind:
Stadt Guben
Gemeinde Schenkendöbem mit den Ortsteilen

Atterwasch,
Bärenklau,
Grabko,
Grano,
Groß Drewitz,
Groß Gastrose,
Kerkwitz,
Krayne,
Lauschütz,
Lübbinchen,
Pinnow,
Reicherskreuz
Schenkendöbem
Sembten und
Taubendorf

Gemeinde Jänschwalde mit dem Ortsteil Grießen
Gemeinde Neißemünde
Gemeinde Neuzelle mit den Ortsteilen Bahro,

Bomsdorf, 
Göhlen, 
Henzendorf, 
Ossendorf und 
Steinsdorf

(1)hat die Verbandsversammlung des GWAZ in ihrer 
Sitzung am 22.02.2006 mit Beschluss Nr. VV 01/06 die 
folgende Verbandssatzung beschlossen.
Die Verbandssatzung lautet nunmehr wie folgt:

Inhaltsverzeichnis
I Allgemeine Vorschriften

§ 1 Name, Rechtsstellung, Sitz 
§ 2 Verbandsmitglieder 
§ 3 Verbandsgebiet 
§ 4 Aufgaben des Zweckverbandes

II Verfassung und Verwaltung 
§ 5 Verbandsorgane
§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
§ 7 Einberufung der Verbandsversammlung 
§ 8 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
§ 9 Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversamm­

lung
§ 10 Verbandsvorsteherund Verbandsvorstand 
§ 11 Leitung des Zweckverbandes 
§ 12 Aufgaben der Geschäftsführung 
§ 13 Vertretung des Zweckverbandes 
§ 14 Mitarbeiter des Zweckverbandes

III Wirtschaftsführung und Rechnungswesen 
§ 15 Wirtschaftsführung 
§ 16 Deckung des Finanzbedarfes 
§ 17 Jahresabschlussprüfling 
§ 18 Öffentliche Bekanntmachung 
§ 19 Ausscheiden
§ 20 Auflösung des Zweckverbandes und Abwicklung 
§ 21 Gerichtsstand 
§ 22 Inkrafttreten

Weitere Gemeinden können als Mitglieder durch 
Beschluss der Verbandsversammlung aufgenom­
men werden. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit 
von 2/3 der satzungsmäßigen Stimmenzahl der 
Verbandsversammlung.

(2)

Die Aufnahme eines Mitgliedes bedarf der 
Ergänzung der Verbandssatzung.

(3)
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einschließlich der Satzungsgewalt gehen auf den 
Zweckverband über.
Zur Aufgabenerfüllung kann sich der Verband 
Dritter bedienen, mit den Dritten Verträge schlie­
ßen und Gesellschaften bilden.
Alle der Aufgabe des Zweckverbandes dienenden 
Betriebe, Anlagen und Einrichtungen werden von 
den Verbandsmitgliedem unentgeltlich auf den 
Zweckverband übertragen.
Zu den Aufgaben des Zweckverbandes gehören 
auch die Planung, Errichtung, Instandhaltung, 
Erneuerung und der Betrieb der zur Erfüllung 
der Wasserversorgung, Abwasserableitung und 
Abwasserbehandlung erforderlichen unter- und 
oberirdischen Bauwerke, baulichen- und ausrüs­
tungstechnischen Anlagen.
Der Zweckverband tritt mit der Übernahme als 
Rechtsnachfolger in bestehende Rechte und 
Pflichten in bezug auf Betriebe, Anlagen und 
Einrichtungen ein.

(4) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines 
Geschäftsjahres aus dem Zweckverband austreten, 
wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehr­
heit von 2/3 der satzungsmäßigen Stimmenzahl 
zustimmt. Der Austritt muss mindestens ein Jahr 
vorher spätestens bis zum 31. 12. des Jahres 
schriftlich erklärt werden.

(5) Das Recht zum Ausschluss eines Verbandsmit­
gliedes aus wichtigem Grund oder das Recht eines 
Verbandsmitgliedes, aus wichtigem Grund zu 
kündigen, bleiben unberührt.

§3
Verbandsgebiet

Das Verbandsgebiet des Zweckverbandes umfasst 
das Territorium seiner Mitglieder ausschließlich 
des Industriegebietes Guben/Süd.

Bei der Aufgabenerfüllung sind die gesetzlichen 
und behördlichen Anforderungen zu erfüllen.

§4 (4)
Aufgaben des Zweckverbandes

(1) Die in § 2 bezeichneten Städte und Gemeinden 
bilden nach den §§ 1 und 4 ff des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Bran­
denburg (GKG) - einen Zweckverband.

Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, den 
Zweckverband bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
zu unterstützen.

(5)

Der Zweckverband erlässt die zur Durchführung 
seiner Aufgaben erforderlichen Satzungen, Ver­
ordnungen und Entgeltregelungen, insbesondere 
die Satzungen über den Anschluss und die Benut­
zung der öffentlich- rechtlichen Einrichtungen.

Der Zweckverband dient dem öffentlichen Wohl. 
Er erfüllt seine Aufgabe ohne Gewinnabsicht.

Mittel des Zweckverbandes dürfen nur für 
satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder dürfen keine Gewinnanteile und in 
ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sons­
tigen Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft 
erhalten.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 
werden.

Der Zweckverband darf im Rahmen seiner 
Aufgaben Leistungen für Dritte sowohl in seinem 
Verbandsgebiet als auch außerhalb seines Ver­
bandsgebietes erbringen, soweit sie kostende­
ckend realisierbar sind.

(6)
(2) Der Zweckverband verwaltet als Körperschaft des 

öffentlichen Rechts seine Angelegenheiten im 
Rahmen der Gesetze unter eigener Verantwortung.

(3) Die Mitglieder des Zweckverbandes übertragen 
mit ihrem Beitritt zum Zweckverband ihre Aufga- (?)
ben

- der kommunalen flächendeckenden Wasser­
versorgung und

- der kommunalen flächendeckenden Abwas­
serentsorgung (schadlose Abwasserableitung 
und Abwasserbehandlung) gemäß § 3 Abs. 2 
der Gemeindeordnung des Landes Branden­
burg (GO),

in ihrem Gebiet vollständig auf den Zweckver­
band.
Der Zweckverband hat im Gebiet seiner Mitglie­
der die Aufgabe,

- die Versorgung der Kunden mit Wasser in 
Trinkwasserqualität sicherzustellen und

- die Abwasserentsorgung (schadlose Abwas­
serableitung und Abwasserbehandlung) auszu­
führen. Zu diesem Zweck betreibt er die dazu 
notwendigen Anlagen, insbesondere Wasser­
werke, Verteilungsnetze, Druckerhöhungssta­
tionen sowie Kläranlagen, Abwasserpumpwer­
ke, Kanäle und ähnliche Anlagen.

Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglie­
der, die dem Zweckverband übertragenen Aufga­
ben zu erfüllen und die notwendigen Befugnisse

(8)

(9)

(10)

Verfassung und VerwaltungII.

§5
Verbandsorgane

Organe des Zweckverbandes sind: 
- die Verbandsversammlung
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Geschäftsordnung kann für Eilfälle eine kürzere 
Ladungsfrist vorsehen; auf die Abkürzung ist in 
der Ladung hinzuweisen.

- der Verbandsvorstand
- der Verbandsvorsteher

§6
Der Vorsitzende der Verbandsversammlung setzt 
die Tagesordnung im Benehmen mit dem Ver­
bandsvorsteher und der Geschäftsführung fest. 
Die Tagesordnung ist der Ladung zu den Sitzun­
gen beizufugen.

Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch 
Beschluss erweitert werden, wenn es sich um eine 
Angelegenheit handelt, die keinen Aufschub dul­
det. Ein Verstoß gegen die Öffentlichkeit liegt 
dann nicht vor.

Die Verbandsversammlung tritt bei Bedarf, 
wenigstens zweimal im Jahr, mindestens jedoch, 
wenn ein Fünftel der satzungsmäßigen Stimmen­
zahl der Verbandsversammlung dies unter Anga­
be der Beratungsgegenstände beantragt, zusam­
men. Sie hat insbesondere zusammenzutreten zur 
Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan sowie 
über den Jahresabschluss und die Entlastung des 
Verbandsvorstehers, des Verbandsvorstandes und 
der Geschäftsführung.

Die Verbandsversammlung ist nur beschlussfähig, 
wenn die anwesenden Vertreter mehr als die Hälf­
te der satzungsmäßigen Stimmen der Verbands­
versammlung und die anwesenden Vertreter der 
Gemeinden und Gemeindeverbände wenigstens 
die Hälfte der in der Sitzung vertretenen Stimmen 
erreichen.

Wird die Verbandsversammlung wegen 
Beschlussunfähigkeit innerhalb von vier Wochen 
zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben 
Gegenstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht 
auf die in der Sitzung vertretene Stimmenzahl 
beschlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten 
Ladung ausdrücklich hinzuweisen.
Die anwesenden Vertreter der Gemeinden und 
Gemeindeverbände müssen auch in diesem Fall 
die Hälfte der in der Sitzung vertretenen Stimmen 
erreichen.

Die Geschäftsführer sind berechtigt und
verpflichtet, an den Sitzungen der Verbandsver­
sammlung beratend teilzunehmen. Auf Antrag ist 
ihnen das Wort zu erteilen.

Die Verbandsmitglieder besitzen für je
angefangene 500 Einwohner, die sie vertreten, 
eine Stimme; ausgenommen die Vertreter der 
Stadt Guben (siehe Regelung Absatz 9). Die Mit­
gliedsgemeinden, ausgenommen die Stadt Guben, 
haben demnach folgende Stimmen:

Gemeinde Schenkendöbem 
Gemeinde Neuzelle 
Gemeinde Neißemünde 
Gemeinde Jänschwalde 
Gesamt = 17 Stimmen

(2)Zusammensetzung der Verbandsversammlung

Die Stadt Guben entsendet fünf Vertreter in die 
Verbandsversammlung, eingeschlossen von Amts 
wegen der Bürgermeister der Stadt Guben, die 
Gemeinde Schenkendöbem entsendet 3 Vertreter, 
die übrigen Gemeinden jeweils einen Vertreter. 
Die Vertreter einer Gemeinde können ihre Stim­
men nur als einheitliches Votum abgeben.

(1)

(3)

Die Vertreter der Verbandsversammlung werden 
durch die Vertretungskörperschaften der Gemein­
den oder Gemeindeverbände für deren Wahlzeit 
aus ihrer Mitte oder aus den Dienstkräften des 
Verbandsmitgliedes oder des Amtes, dem sie 
angehören, gewählt; sind mehrere Vertreter zu 
wählen, so gelten dafür die Grundsätze der Ver­
hältniswahl. Dienstkräfte des Zweckverbandes 
können nicht zugleich Mitglieder der Verbands­
versammlung des Zweckverbandes sein. Die Ver­
treter üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die 
sie bestellt sind, bis zum Amtsantritt der neu be­
stellten Vertreter weiter aus. Die Mitgliedschaft in 
der Verbandsversammlung erlischt, wenn die 
Voraussetzungen der Wahl oder Entsendung des 
Mitgliedes wegfallen. Die Verbandsmitglieder 
können ihren Vertretern Weisungen erteilen.

(2)
(4)

(5)

Für jedes Mitglied der Verbandsversammlung ist 
ein Stellvertreter für den Fall der Verhinderung zu 
bestellen. Für diesen Fall gilt Abs. 2 entsprechend. 
Scheidet ein im Wege der Verhältniswahl gewähl­
tes Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied 
vor Ablauf der Wahlzeit aus, so bestimmt die 
Gruppe, die den Ausscheidenden zur Wahl vorge­
schlagen hat, den Nachfolger.

(3)
(6)

Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind 
ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz 
ihrer Auslagen und des Verdienstausfalls gemäß § 
17 des Gesetzes über kommunale Gemeinschafts­
arbeit in seiner jeweils gültigen Fassung.
Darüber hinaus erhalten sie eine Aufwandsent­
schädigung und Sitzungsgeld gemäß der Entschä­
digungssatzung des GWAZ.

(4)

(7)

(8)
Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte 
einen Vertreter zum Vorsitzenden der Verbands­
versammlung sowie einen Stellvertreter.

(5)

§7
Einberufung der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung wird durch den 
Vorsitzenden der Verbandsversammlung schrift­
lich unter Mitteilung der Tagesordnung einberu­
fen. Die Ladungsffist beträgt zwei Wochen. Die

= 9 Stimmen 
- 3 Stimmen 
= 4 Stimmen 
= 1 Stimme

(1)
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Die Verbandsversammlung kann beschließen, 
dass dem Verbandsvorsteher und/oder den Ge­
schäftsführern Angelegenheiten zur selbständigen 
Erledigung übertragen werden. Sie kann weiterhin 
beschließen, dass bestimmte Angelegenheiten der 
Zustimmung der Verbandsversammlung bedürfen.

Die von der Stadt Guben entsandten fünf Vertreter 
in der Verbandsversammlung besitzen in der Ge­
samtheit die nach Abs. 8 erreichten Stimmen. Die 
Stadt Guben hat demnach 17 Stimmen.

(9) (3)

(10) Ändert sich bei einem Verbandsmitglied die für 
die Stimmenzuteilung maßgebliche Zahl der Ein­
wohner, so ist die Stimmenzahl entsprechend 
anzupassen. Maßgeblich ist die vom Landesbe­
trieb für Datenverarbeitung und Statistik veröf­
fentlichte Einwohnerzahl zum 30. Juni des Vor­
jahres.

§9
Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung

Beschlüsse werden, soweit durch Gesetz oder 
diese Satzung nichts anderes bestimmt ist, mit der 
Mehrheit der auf ,ja“ oder „nein“ lautenden 
Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt der 
Antrag als abgelehnt.
Änderungen der Verbandsaufgaben bedürfen einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen 
Stimmenzahl der Verbandsversammlung sowie 
einer einstimmigen Beschlussfassung.

(1)

§8
Zuständigkeit der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist das oberste Organ 
des Zweckverbandes.

Sie entscheidet über alle Aufgaben, soweit 
gesetzlich oder durch die Verbandssatzung nichts 
anderes bestimmt ist, und überwacht die Durch­
führung ihrer Entscheidungen. Sie kann ihre Zu­
ständigkeiten in Einzelfällen oder für Gruppen 
von Angelegenheiten auf den Verbandsvorsteher 
übertragen.
Folgende Angelegenheiten können von der Ver­
bandsversammlung nicht übertragen werden:
1. ) die Entscheidung über die Errichtung und die

wesentliche Erweiterung der den Ver­
bandsaufgaben dienenden Einrichtungen,

2. ) die Beschlussfassung über den Erlass, die
Änderung oder Aufhebung von Satzungen und 
Verordnungen,

3. ) die Festsetzung allgemeiner privatrechtlicher
Entgelte und öffentlich-rechtlicher Abgaben,

4. ) die Beschlussfassung über den Wirtschafts­
plan, den Nachtragswirtschaftsplan und die 
Aufnahme von Krediten,

5. ) die Feststellung des Jahresabschlusses und die
Entlastung,

6. ) die Wahl und Abwahl des Verbandsvorstehers
und seines Vertreters,

7. ) die Beschlussfassung über den Erlass, die
Änderung und die Aufhebung der Geschäfts­
ordnung für die Verbandsversammlung,

8. ) Beschlussfassung Uber den Erlass, die Ände­
rung und die Aufhebung der Betriebssatzung 
für einen Eigenbetrieb des Zweckverbandes,

9. ) die Beschlussfassung über die Auflösung des
Zweckverbandes und die Bestellung von Ab­
wicklern,

10. ) die Beschlussfassung über die Auseinanderset­
zungsvereinbarungen im Falle des Ausschei­
dens von Verbandsmitgliedem oder der Auflö­
sung des Zweckverbandes 
sowie

11. ) die ihr gesetzlich ausdrücklich zugewiesenen
Aufgaben.

(2)
Einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmä­
ßigen Stimmenzahl bedürfen:
- der Beitritt und das Ausscheiden von Verbands­

mitgliedem,
- die Auflösung des Zweckverbandes
- Änderungen des Maßstabes, nach dem die Ver­

bandsmitglieder nach § 19 Abs. 1 GKG zur 
Deckung des Finanzbedarfs beizutragen haben 
sowie

- die Änderung von Satzungen des Verbandes 
Sonstige Beschlüsse bedürfen der einfachen 
Mehrheit der satzungsmäßigen Stimmenzahl.

(2)

geheim durchgeführt.Wahlen werden 
Abweichungen können vor der jeweiligen Wahl 
einstimmig beschlossen werden.

(3)

Gewählt ist die vorgeschlagene Person, für die 
mehr als die Hälfte der Stimmen der Verbandsver­
sammlung abgegeben wurden. Erreicht niemand 
mehr als die Hälfte der Stimmen der Verbandsver­
sammlung, findet zwischen den Personen mit den 
beiden höchsten Stimmzahlen eine Stichwahl statt. 
Gewählt ist, wer in der Stichwahl die meisten 
Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleich­
heit entscheidet das Los.

(4)

Wer durch Wahl der Verbandsversammlung 
berufen wird, kann durch Beschluss abberufen 
werden. Der Beschluss über die Abwahl bedarf 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmä­
ßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung.

(5)

Für Ausschließungsgründe bei Beschlüssen und 
Wahlen gilt § 28 der GO entsprechend.

(6)
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erlässt mit Zustimmung der Verbandsversamm­
lung die Geschäftsordnung für die Geschäftsfüh­
rung. Im Übrigen bestimmt die Geschäftsführung 
die innere Organisation des Zweckverbandes.

§10
Verbandsvorsteher und Verbandsvorstand

Der Verbandsvorsteher und sein Vertreter werden 
von der Verbandsversammlung jeweils für die 
Dauer von 8 Jahren gewählt. Wiederwahl, auch 
mehrmalige, ist zulässig.

(1)

§12
Aufgaben der Geschäftsführung

Die Geschäftsführung leitet den Zweckverband 
selbständig und ist für seine wirtschaftliche Füh­
rung verantwortlich, soweit ihr in dieser Satzung 
nicht weitergehende Vertretungsbefugnisse einge­
räumt werden. Die Geschäftsführung führt die 
Geschäfte nach kaufmännischen Grundsätzen. Ihr 
obliegen insbesondere die laufenden Geschäfte 
des Zweckverbandes.

Die Verbandsversammlung ist Dienstvorgesetzter 
des Verbandsvorstehers und seines Stellvertreters. 
Der Verbandsvorsteher erfüllt die Geschäfte der 
laufenden Verwaltung des Zweckverbandes nach 
Maßgabe der Gesetze, dieser Verbandssatzung 
und der Beschlüsse der Verbandsversammlung. Er 
vertritt den Zweckverband im Außenverhältnis 
gerichtlich und außergerichtlich. Er kann durch 
eine Geschäftsordnung für die Geschäftsführung, 
Einzel- oder Generalvollmacht, Aufgaben des 
laufenden Geschäftes oder der Vertretung des 
Zweckverbandes auf die Geschäftsführung über­
tragen. Er ist Dienstvorgesetzter der Geschäftsfüh­
rung.

(1)(2)

Die Geschäftsführung vollzieht die Beschlüsse der 
Verbandsversammlung, des Verbandsvorstandes 
und die Entscheidungen des Verbandsvorstehers 
in den Angelegenheiten des Zweckverbandes.

(2)

Die Geschäftsführung hat den Verbandsvorsteher 
und den Vorstand über alle wichtigen Angelegen­
heiten des Zweckverbandes unverzüglich zu un­
terrichten und Zwischenbericht zu erstellen. So­
weit der Verbandsvorsteher nach § 11 (1) die 
Aufgaben der Geschäftsführung wahrnimmt, be­
steht die Unterrichtungspflicht auch gegenüber der 
Verbandsversammlung.

(3)
Verbandsversammlung 

Verbandsvorstand, bestehend aus dem Verbands­
vorsteher als stimmberechtigten Vorsitzenden 
kraft Amtes und mindestens vier weiteren Mit­
gliedern. Für die Aufgaben und die Rechtsstellung 
des Verbandsvorstandes gelten die Vorschriften 
der Gemeindeordnung über den Hauptausschuss 
entsprechend ( §§ 55, 56, 57, 58 der GO). Für die 
Vorstandsmitglieder kann durch die Verbandsver­
sammlung je ein Stellvertreter bestimmt werden. 
Der Verbandsvorsteher lädt zu den Sitzungen des 
Verbandsvorstandes ein.

wählt(3) Die einen

Die Geschäftsführer sind berechtigt und 
verpflichtet, an den Sitzungen der Verbandsver­
sammlung und des Verbandsvorstandes mit bera­
tender Stimme teilzunehmen. Ihnen ist auf Antrag 
das Wort einzuräumen.

(4)

(4) Der Verbandsvorsteher sowie die Mitglieder des 
Verbandsvorstandes sind ehrenamtlich tätig. Ihnen 
kann eine Aufwandsentschädigung gezahlt wer­
den. Die Höhe der Entschädigung richtet sich 
nach § 6, Abs. 4, dieser Satzung.

Der oder die Geschäftsführer sind Dienstvorge­
setzte der Dienstkräfte und ihnen gegenüber zur 
Weisung befugt.

(5)

§13
Vertretung des Zweckverbandes§11

Leitung des Zweckverbandes
Erklärungen, durch die der Zweckverband 
verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 
Sie sind von dem Verbandsvorsteher oder seinem 
Vertreter und dem Vorsitzenden der Verbandsver­
sammlung oder seinem Vertreter oder einem von 
der Verbandsversammlung zu bestimmenden 
Beschäftigten des Zweckverbandes oder Mitglied 
der Verbandsversammlung zu unterzeichnen, ln 
den Angelegenheiten des Zweckverbandes, die 
der Entscheidung der Geschäftsführung unterlie­
gen, zeichnet die Geschäftsführung unter Zusatz 
des Namens des Zweckverbandes. Besteht die 
Geschäftsführung aus mehreren Mitgliedern, so 
vertreten zwei von ihnen gemeinschaftlich den 
Zweckverband. Für die laufenden Geschäfte im 
Bereich der Betriebe, Anlagen und Einrichtungen

(1)
Die Verbandsversammlung kann auf Vorschlag 
des Verbandsvorstehers bis zu 2 hauptamtliche 
Geschäftsführer berufen und abberufen. Wird für 
den Zweckverband keine Geschäftsführung be­
stellt, nimmt der Verbandsvorsteher die nach 
dieser Satzung der Geschäftsführung obliegenden 
Aufgaben wahr.

(1)

Besteht die Geschäftsführung aus mehreren 
Mitgliedern, so führen diese die Geschäfte ge­
meinschaftlich. Meinungsverschiedenheiten wer­
den durch den Verbandsvorsteher entschieden.

(2)

(3) Der Verbandsvorsteher bestimmt die Geschäfts­
verteilung innerhalb der Geschäftsführung, er
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der Wasserversorgung und Abwasserbehandlung 
sowie in Personalangelegenheiten genügt die 
Unterschrift eines Geschäftsführers oder des Ver­
bandsvorstehers oder seines Stellvertreters. Erklä­
rungen, die nicht den vorgenannten Formvor­
schriften entsprechen, binden den Zweckverband 
nicht.

Soweit die Einnahmen des Zweckverbandes zur 
Deckung des Finanzbedarfes nicht ausreichen, 
wird von den Verbandsmitgliedem eine Umlage 
erhoben. Für die Berechnung der Umlage wird die 
Einwohnerzahl des einzelnen Verbandsmitgliedes 
zur Zahl der Einwohner aller Verbandsmitglieder 
ins Verhältnis gesetzt. Maßgeblich ist die vom 
Landesbetrieb für Datenverarbeitung und Statistik 
veröffentlichte Einwohnerzahl zum 30. Juni des 
Vorjahres.

(2)

Die Verbandsversammlung erlässt eine 
Geschäftsordnung für den Verbandsvorsteher und 
den Verbandsvorstand.

(2)

Die Umlage ist im Wirtschaftsplan für jedes 
Wirtschaftsjahr neu festzusetzen. Die Festsetzung 
der Umlage bedarf der Genehmigung der Auf­
sichtsbehörde.

(3)§14
Mitarbeiter des Zweckverbandes

Die Einstellung von Angestellten und Arbeitern 
ist nach dieser Satzung vorgesehen. Im Falle ei­
ner Auflösung des Zweckverbandes oder der Än­
derung seiner Aufgaben sind die Angestellten 
oder Arbeiter im Rahmen der Weiterfuhrung von 
Betrieben, Anlagen und Einrichtungen zu über­
nehmen.

§17
Jahresabschlusspriifung

Die Jahresabschlussprüfung nach § 117 der Ge­
meindeordnung soll innerhalb von neun Monaten 
entsprechend § 26 Absatz 1, Satz 1, Eigenbe­
triebsverordnung nach Ende des Geschäftsjahres 
abgeschlossen sein. Der Bericht ist der zuständi­
gen Stelle vorzulegen. Sofern der Zweckverband 
von seinem Vorschlagsrecht für einen Wirt­
schaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsge­
sellschaft nach § 117, Abs. 3, Satz 3, der Ge­
meindeordnung Gebrauch macht, hat er der für 
die Prüfung zuständigen Behörde frühzeitig ent­
sprechend Vorschläge zu unterbreiten.

III. Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen

§15
Wirtschaftsführung

Auf die Wirtschaftsführung und das Rechnungs­
wesen des Zweckverbandes finden die Vorschrif­
ten des Abschnitts 2 der Verordnung über die 
Eigenbetriebe der Gemeinden des Landes Bran­
denburg in ihrer jeweils gültigen Fassung Anwen­
dung.

(1)

§18
Öffentliche Bekanntmachung

Die Verbandssatzung und deren Änderungen 
sowie notwendige Genehmigungen werden jeweils 
durch Abdruck für den Landkreis Spree-Neiße in 
dem periodischen Druckwerk „Spree-Neiße­
Kurier“ und für den Landkreis Oder-Spree im 
„Amtsblatt für den Landkreis Oder Spree“ be­
kannt gemacht. Satzungen des Zweckverbandes 
und deren Anlagen werden im „Amtsblatt für den 
Gubener Wasser- und Abwasserzweckverband“ 
bekannt gemacht.

Die Kassengeschäfte werden durch die 
Verbandskasse getätigt. Der Geschäftsführung 
obliegt die Kassenaufsicht.

(2) (1)

Die überörtliche Prüfung ist Aufgabe des 
Gemeindeprüfungsamtes der Behörde, die nach 
Artikel II, § 18, Abs. 2 des Artikelgesetzes über 
die kommunalrechtlichen Vorschriften im Land 
Brandenburg in der jeweils gültigen Fassung, 
zuständig ist.

(3)

Sonstige Mitteilungen werden in den Regional­
ausgaben der Tageszeitungen des Verbandsgebie­
tes (Lausitzer Rundschau und Märkische Oderzei­
tung) und im „Amtsblatt für den Gubener Was­
ser- und Abwasserzweckverband“ bekannt ge­
macht.

§16
Deckung des Finanzbedarfs

(2)

Der Zweckverband erhebt von den Wasserabneh- 
mem und Abwassereinleitem Entgelte, Gebühren, 
Beiträge und Baukostenzuschüsse auf der Grund­
lage entsprechender Satzungen. Die Gebühren und 
Entgelte für die Leistungen des Zweckverbandes 
sind stets kostendeckend zu gestalten. Eine ent­
sprechende Anwendung der Vorschriften des 
Brandenburgischen Kommunalabgabengesetzes 
und der AVBWasserV in ihren jeweils gültigen 
Fassungen wird vereinbart.

(1)

Sind Pläne, ähnliche Unterlagen oder umfangrei­
che Texte bekanntzumachen, so ist die Ersatzbe­
kanntmachung durch Auslegung im Dienstgebäu­
de des Verbandes zulässig. Auf die Ersatzbe­
kanntmachung ist unter Angabe des Ortes und der 
Dauer der Auslegung durch Bekanntmachung

(3)
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(3) Die Auflösung und Abwicklung richtet sich nach 
den Vorschriften des § 20 a und § 20 b des GKG 
in seiner neuen Fassung vom 28.05.99.

gemäß § 18 Abs. 2 hinzuweisen. Die Dauer der 
Auslegung beträgt 2 Wochen.

(4) Zeit, Ort und Tagesordnung öffentlicher 
Verbandsversammlungen werden in den Regio­
nalausgaben der im Gebiet der Verbandsmitglie­
der erscheinenden Tageszeitungen (Lausitzer 
Rundschau und Märkische Oderzeitung) spätes­
tens eine Woche vorher bekannt gemacht.
Im Falle der Verkürzung der Ladungsfrist gemäß 
§7 (1) erfolgt die Veröffentlichung in den genann­
ten Tageszeitungen unverzüglich, mindestens 
jedoch 1 Tag vor der Sitzung.

§21
Gerichtsstand

Der allgemeine Gerichtsstand des Zweckverban­
des wird durch den Sitz bestimmt.

§22
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung in dem periodischen Druckwerk „Spree­
Neiße-Kurier“ in Kraft.

(1)
Beschlüsse der Verbandsversammlung werden im 
„Amtsblatt für den Gubener Wasser- und Abwas­
serzweckverband“ bekannt gemacht.

(5)

Guben, 22.02.2006(6) Notbekanntmachung
Ist eine rechtzeitige Bekanntmachung in der durch 
diese Satzung festgelegten Form infolge höherer 
Gewalt oder anderer unabänderbarer Ereignisse 
nicht möglich, so kann die öffentliche Bekannt­
machung in anderer geeigneter Weise durchge­
führt werden. Die Form der Notbekanntmachung 
bedarf keiner Bestimmung in dieser Satzung. Die 
Bekanntmachung ist in der durch diese Satzung 
festgelegten Form zu wiederholen, sobald die 
Umstände dies zulassen.

P. Jeschke 
Vorsitzender der 
Verbandsversammlung

K-D. Hübner 
Verbandsvorsteher

Hinweis:

Die Verbandssatzung des Gubener Wasser- und 
Abwasserverbandes wurde in dem periodisch 
erscheinenden Druckwerk „Spree-Neiße-Kurier“,
05. Jahrgang, Nr. 04/2006 öffentlich bekannt gemacht.

§19
Ausscheiden

Im Falle des Ausscheidens eines Verbandsmit­
glieds findet eine Auseinandersetzung statt. Das 
Ausscheiden eines Verbandsmitglieds aus dem 
Zweckverband setzt den Antrag des Verbands­
mitglieds voraus. Ist beim Ausscheiden eine Aus­
einandersetzung notwendig, schließen das aus­
scheidende Verbandsmitglied und der Zweckver­
band eine Auseinandersetzungsvereinbarung. Die 
Vereinbarung ist der Aufsichtsbehörde vorzule­
gen. Einigen sich die Beteiligten nicht, entschei­
det die Aufsichtsbehörde über die Auseinander­
setzung. Die Auseinandersetzungsvereinbarung 
wird wirksam mit der Genehmigung und der Be­
kanntmachung der Satzung Uber das Ausscheiden 
durch die Aufsichtsbehörde.

§20
Auflösung des Zweckverbandes und Abwicklung

Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf bei 
seiner Beschlussfassung einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl in der 
Verbandsversammlung und der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde.

(1)



Nr. 513. Jahrgangvom 26. Mai 2006Amtsblatt fUr den Landkreis Oder-SpreeSeite -21 -

II.) Bekanntmachung der Sparkasse Oder-Spree 
Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern 

_______Aufgebote von Sparkassenbüchern__________

Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern 
Der Vorstand der Sparkasse Oder-Spree hat die zu den 
nachstehend aufgeführten Konten ausgestellten 
Sparkassenbücher für kraftlos erklärt:

600 429 9985 
600 466 5485 
600 018 6663

Kontonummer

170 550 50BLZ

Fürstenwalde-Spree, den 12. April 2006 
Sparkasse Oder-Spree

Aufgebote von Sparkassenbüchern

Folgende von uns ausgestellte Sparkassenbücher sollen 
für kraftlos erklärt werden:

Kontonummer 600 356 4162 
668 244 6096 
600 282 0580
170 550 50BLZ

An die Inhaber der Sparkassenbücher ergeht die 
Aufforderung, binnen drei Monaten ihre Rechte unter 
Vorlage des betreffenden Sparkassenbuches anzumelden; 
andernfalls werden die Sparkassenbücher für kraftlos 
erklärt.

Fürstenwalde-Spree, d 18. April 2006 
Sparkasse Oder-Spree
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